
Exklusive Informationen für Klienten und Geschäftspartner 

2. ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 2014  

Worum geht es? Auf den ersten Blick
erscheint die große Anzahl der von
Änderungen betroffenen Gesetze und
Verordnungen etwas verwirrend! Ins-
gesamt sind ca. 17 (!) Normen davon
betroffen. Bei genauerer Betrachtung
stellt sich allerdings heraus, dass diese
Maßnahmen teilweise nur  klarstellen-
den Charakter haben oder die Schlie-
ßung von bisherigen Lücken betreffen.
Nicht jeder Steuerpflichtige wird davon
betroffen sein – beispielsweise werden
Änderungen im Zollrechtsdurchfüh-
rungsgesetz nur eine Minderheit be-
treffen.  

Die wichtigsten für das Steuerrecht
maßgeblichen Änderungen in Kürze: 

grEnzüBErscHrEItEnDE 
zusAmmEnArBEIt 
Mit Hilfe der Bestimmungen des EU-Fi-
nanzstraf-Zusammenarbeitsgesetzes soll
eine einheitliche Rechtsgrundlage der
Finanzstrafbehörden für den Bereich
deren  internationaler Zusammenarbeit
geschaffen werden. Die Maßnahmen

sollen der  gemeinsamen Bekämpfung
der steuerkriminalität dienen. Mit ein-
fließen in dieses Gesetz wird auch der
Regelungsinhalt des derzeitigen EU-Fi-
nanzstrafvollstreckungsgesetzes. 

BunDEsABgABEnorDnung
Projekt-ArgE – Betriebsfiktion: Bei nicht
rechtsfähigen Personenvereinigungen
wird künftig bei einem Auftragsentgelt
von mehr als € 700.000 ein einheitlicher
gemeinschaftlicher Betrieb angenom-
men. Das bedeutet, dass dann ein ein-
heitliches Feststellungsverfahren durch-
zuführen sein wird (§ 188 BAO). Die
Bestimmung soll auch für schon beste-
hende ARGE’s gelten, wenn das Auf-
tragsvolumen EURO 5 Mio. übersteigt.

Ausgabe 11 / Dezember 2014 www.koller-kitzbuehel.com
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Der ministerratsbeschluss zum 2. Abgabenänderungsgesetz 2014 wurde am 18.11.2014 gefasst.
Vom Parlament beschlossen sollen die Änderungen noch im Dezember 2014 und zumeist mit
01. Jänner 2015 in kraft treten. 

EInkommEnstEuEr
Lohnsteuer: Künftig soll der Dienstgeber
für von Dritten an den Dienstnehmer
geleistete Zahlungen den Lohnsteuer-
abzug durchführen. Und das auch für
solche Vergütungen, von welchen der

Dienstnehmer wusste oder hätte wissen

müssen! Besonders im Konzernverbund
wird wohl von einem „wissen müssen“
auszugehen sein. Betroffen davon wer-
den vor allem Incentives sein. Bonus-
meilen und Trinkgelder sind davon
NICHT betroffen.

Steuertipps zum Jahres -
ende noch beachten!

Lenken Sie Ihre Steuer- und So-
zialversicherungsbelastung – in-
formieren Sie sich vorweg.

>> Fortsetzung auf Seite 3

Die geplante Steuerreform
der Koalitionsparteien

Erhalten Sie einen Überblick der
geplanten Steuerreformen der
ÖVP und SPÖ
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Editorial

Das  6. Jahr nach Ausbruch der Finanzkrise. 

Mediale Berichterstattungen erhöhen beinahe täglich die Schlagzahl neuer In-
formationen über Ursachenfindung und auch Rettungsversuchen in der Bewäl-
tigung der chronischen Wachstumsschwäche. Die Industrie entwickelt sich in
Richtung Digitalisierung, globale Vernetzung und weit komplexerer Informati-
onstechnologie. Nur Investitionen in neue Technologien und Know-How kann
den Standort Europa stärken. Technischer Fortschritt bietet enormes Potential.
Die Chance liegt darin, dass die neue Regierung sich mit dem Investitionsbedarf
in Klein- und Mittelbetrieben entsprechend auseinandersetzt und ein Entla-
stungspaket beschließt. 

Kurz vor Drucklegung unseres WTH-Journales wurden die Milliardenpakete als
Konzepte für  eine Steuerreform seitens der Regierungsparteien, am 8. Dez.
SPÖ , am 10. Dez. ÖVP,  medial  präsentiert. Die Verhandlungen zwischen den
Regierungsparteien beginnen am 17.12. 2014 und sollten bis Mitte März 2015
beendet werden. 

Ein Steuerreformkonzept der ÖVP, das ab 2016 Entlastungen in Höhe von fünf
Milliarden Euro jährlich vorsieht, aber in der Gegenfinanzierung ohne neue
Steuern auskommt, würde Vertrauen in die handelnden Personen vor allem in
den Finanzminister schaffen. Hingegen beharrt die SPÖ auf der Wiedereinführung
der Erbschafts- und Schenkungssteuer, als auch einer Neueinführung einer Mil-
lionärsabgabe. 

Verhandlungsstrategien beider Regierungsparteien werden im Ergebnis weit-
reichende Auswirkungen auf den Wohlstand unserer Gesellschaft mit sich
bringen. Ohne Investitionsschübe – insbesondere der Klein- und Mittelbetriebe –
werden nicht nur die Arbeitslosenzahlen weiter steigen, sondern sonstige weit-
reichende Konsequenzen drohen …… bleiben wir weiterhin positiv: einer
starken sachorientierten Regierungsriege sollte vorbehalten bleiben, die Wirt-
schaftskrise zu meistern.

Die Basis der Steuerverhandlungen bilden die Konzepte der SPÖ und ÖVP. In
Beilage eine sehr übersichtliche Darstellung aus den OÖ Nachrichten. Kann man
aufgrund der ersten Verhandlungsgrundlage strategisch für die Zukunft im pri-
vaten, als auch betrieblichen Bereich reagieren? 

Unsere Kanzlei wird Sie  über wichtige steuerliche Veränderungen laufend im
Online Letter informieren. Abonnieren Sie ihn unentgeltlich in unserem
Sekretariat, oder lesen Sie auf unserer Homepage nach. 

Für das Weihnachtsfest wünsche ich uns nun die Einkehr von Stille und Ruhe,
für das Jahr 2015 Gesundheit, Engagement und Freude.

Herzlichst Ihr

Dr. Karl Koller  

Einfach und bequem Unterlagen jeder-
zeit bei der WTH abgeben – auch zu
NICHTÖFFNUNGSZEITEN – mit unserem
WTH–Einwurfkasten.

Unser neuer Einwurfkasten befindet sich
im Erdgeschoss hinter der Hauptein-
gangstür. Es stehen 8 Fächer für Sie be-
reit, die täglich geleert werden. Einfach
Unterlagen in Fächer geben und das
Schloss zudrücken, sodass es versperrt
bleibt.

Um Ihnen auch unsere Homepage für
das Smartphone einfach und leicht zu-
gänglich zu machen, haben wir nun
eine WTH – Mobile - App erstellt. Anru-
fen, Mail oder einfach und schnell suchen
wird ganz leicht gemacht. 

Wenn Sie nun die Homepage über das
Handy öffnen, wird die neue Website
automatisch dem Handy angepasst und
ermöglicht Ihnen schnelle und einfache
Handhabung.  

WTH-WEBSITE – 
MOBIlE APP füR´S
SMARTPHONE

WTH POST-EINWURf-
KASTEN – WIEDER 
IN BETRIEB 
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2. ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 2014  – FoRTSZETZUNG voN SEiTE 1

Erweiterung des Befreiungskataloges
gem. § 3 Estg: Pflegekarenzgeld, Er-
gänzungs- und Ausgleichszulagen wer-
den in den Katalog aufgenommen. 

Klarstellung, dass urlaubsersatzleistun-
gen nach § 9 BUAG (Bauarbeiterur-
laubsgesetz) dem Urlaubsentgelt gleich-
gestellt sind.  Das heißt, dass die Hälfte
mit 6% als sonstiger Bezug zu besteuern
sein wird.

Hauptwohnsitzbefreiung (bei Immo Est):
Die  Begünstigung im ersten Fall (2-Jah-
resfrist) verlangt einen durchgehenden
Hauptwohnsitz ab der Anschaffung. Er-
klärend wird hinzugefügt, dass die Be-
freiung auch dann gelten soll, wenn
zuerst der Grund angekauft und danach
das Gebäude errichtet worden ist. An-
merkung: laut Richtlinien gilt die Haupt-
wohnsitzbefreiung nur für die ersten
1.000 m². Ist das Grundstück größer, muss
eine Verhältnisrechnung gemacht werden. 

kapitalertragsteuer: Bei Wegzug,  Zuzug
oder ähnlichem sind Kapitalerträge wie
Stückzinsen anteilig zu berechnen.

kapitalertragsteuer – rückerstattung:
Anträge sollen gebündelt erst nach Ablauf
des Jahres eingebracht werden können.

ImmoEst: Im betrieblichen Bereich soll
eine Abgeltungswirkung der Immobi-
lienertragsteuer für den Fall  geschaffen
werden, dass das Einkommen maximal
€ 11.000 beträgt.  

körPErscHAFtstEuEr
Beteiligungsertragsbefreiung: Diese wird
sinngemäß auf sämtliche ausländische
Körperschaften ausgedehnt werden. Vor-
aussetzung: Ansässigkeit im EU/EWR-
Raum und einer inländischen Betriebs-
stätte zurechenbar. 

zinsen und Lizenzgebühren: Abzugsver-
bot, wenn die tatsächliche Steuerbela-
stung des Empfängers weniger als 10%
beträgt.

FInAnzstrAFrEcHt 
IP-Adressen: bei vorsätzlichen Finanzver-
gehen (ausgenommen Finanzordnungs-
widrigkeiten) wird eine  Auskunftspflicht
über Stammdaten des Benutzers kom-
men. 

Fingerabdrücke: Die Finanzstrafbehörde
soll berechtigt werden, von Beschuldigten
und Verdächtigen zur Identitätsfeststel-
lung auch Fingerabdrücke abzunehmen. 

Weitere Infos auf
www.koller-kitzbuehel.com

Quelle: © APA / SPÖ /ÖVP



4

WtH-EVEnts 2014:
TEAM-AkTiviTÄTEN DES lETZTEN JAhRES
Das Jahr 2014 ging wieder einmal viel
zu schnell vorbei, jedoch war die WTH
auch dieses Jahr nicht untätig mit au-
ßerbetrieblichen Aktivitäten. Im Februar
starteten wir mit Eisstockschießen ins
neue Jahr, das bei uns schon fast zur
jährlichen Tradition zählt.  Nach sportli-
cher Anstrengung wurden wir noch mit
einem leckeren Essen verköstigt.

Weiter ging es mit einem Skitag Ende
März bei herrlichem Wetter und phä-
nomenalen Skibedingungen. Wie man
unschwer erkennen kann, war auch an
diesem Tag das WTH Team wieder zahl-
reich vertreten. 

Ein besonderes Highlight in diesem Jahr
war, dass unser Josef uns zu seiner Pool-
einweihungsparty eingeladen  und uns
den Abend mit einer „Grillerei“ wirklich
versüßt hat. Ins kühle Nass sind natürlich
auch einige gesprungen. Alle waren fas-
ziniert von der tollen Arbeit, die Josef
bei seinem selbstgebauten Pool geleistet
hat. Ein großes Dankeschön für diesen
gelungen Abend! 

Ende November fand der zweite Teil
des  Lehrlings-Business-Fit-Trainings in
Wörgl statt, an dem ich als Lehrling der
WTH Jahr wieder teilnehmen durfte.
Dort erfuhr  ich viel  über die Nützlichkeit
von Sachverstand und Eigenverantwor-
tung. Zusätzlich wurden wir in unseren
sozialen und persönlichen Kompetenzen,
sowie im Verkauf geschult. Gute Zu-
sammenarbeit und Konfliktlösung war
ebenso Thema, wie Disziplin und Durch-
haltevermögen. Unser Verhalten selbst
kritisch zu hinterfragen und andere Lö-
sungsansätze ausprobieren zu können,
zeigte uns wie viel soziales Potenzial in
jedem von uns schlummert. 

BusInEss-FIt 
LEHrLIngs-trAInIng

Keuschnigg Katrin feierte das 10 jährige
Jubiläum in der Kitzbüheler Wirtschafts-
treuhand. Sie tischte eine super Jause
auf! Wir wünschen Ihr noch ganz viele
Jahre in der WTH und sind stolz solche
tollen Kolleginnen zu haben, die mit
viel Motivation und Fröhlichkeit täglich
in den WTH Tag starten. 

Eine weitere Herausforderung an einem
wunderschönen Herbsttag stellte uns
Frau Dr. Bendler, als sie uns in einen
Malkurs steckte und wir alle wild drauf
los gemalt haben. Unsere Lehrer Benja-
min und Gues unterstützten uns so gut
sie konnten.  So lassen sich die Ergebnisse
auch zeigen und wie in manch Büro-
räumen zu sehen ist, entpuppten sich
wahre Künstler. 
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umBAu In DEr WtH –
AUS AlT MAch NEU 
Das Gebäude der „Alten Sennerei“, wur-
de heuer einer Sanierung unterzogen.
Die Büroräumlichkeiten der WTH wurden
umgebaut und modernisiert. Zu Zeiten
des Molkereibetriebes wurden der 1.
und 2. Stock, sowie das Dachgeschoß
als Wohnungen genutzt, die dann nach
und nach für den Betrieb der WTH ein-
gesetzt und zu Büros umfunktioniert
worden sind. Daraus formte man nun
eine Einheit. Mit einer Empfangszentrale,
hellen Besprechungsräumen und neu-
erlichen Verbesserungen der EDV wurde
für uns Mitarbeiter ein moderner Ar-
beitsplatz geschaffen, an dem wir unsere
Klienten bestmöglich betreuen können.
Am 2. Mai wurde mit den Abrissarbeiten
begonnen. Obwohl die Bauzeit wesent-
lich kürzer geplant war, mussten wir
doch lernen, dass ein guter Umbau in
einem alten Gebäude Zeit in Anspruch
nimmt, aber auch Kraft und Energie.
Staub und Schutt galt es zu bewältigen.
Flexibilität, dynamisches Planen und

Bauen, schnelle Entscheidungen und
gute Nerven waren in dem schwer be-
rechenbaren Altbau gefragt.  Es wurden
Mauern entfernt, Decken eingezogen,
ein riesiger Stahlträger zur Erhaltung
der notwendigen Statik mittels Kran
durch ein Fenster in das Gebäude ge-
hoben und eingebaut.  Zeitgleich wurden
vom Hausbesitzer das Dach und Balkone
erneuert.  Vor dem Haus wurde die
Straße umgegraben. Der Lärm donnerte
aus verschiedenen Quellen durchs Haus,
gekonnt schlängelte man sich durch die
Baustelle und Maschinen. Wenn Bauar-
beiter über das Fenster und die Türe
zeitgleich noch Fragen hatten, zudem
das Telefon klingelte, war Mitarbeit des
ganzen WTH Teams gefragt. Multitas-
king, eine Stärke der WTH Mitarbeiter.
Somit gelang es dem WTH Team wei-
terhin mit Tat und Kraft für seine Klien-
ten – wenn auch mit eingeschränktem
Betrieb – da zu sein.  Für das Verständnis
unserer Klienten und für die tolle Arbeit

und den Einsatz der bauausführenden
Firmen möchten wir einfach DANKE sa-
gen! Besonders bedankt sich das Team
der WTH bei Herrn Dr. Koller und Frau
Dr. Bendler für die Bemühungen und
diese gelungene Investition in die WTH
Zukunft.  
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Termine Monatliche Abgaben 2015

sozialversicherungswerte: 

Geringfügigkeitsgrenze täglich                 € 31,17       Höchstbeitragsgrundlage täglich                                             €   155,- 

Geringfügigkeitsgrenze monatlich          € 405,98       Höchstbeitragsgrundlage monatlich                                       € 4.650,-

Grenzwert für Dienstgeberabgabe          € 608,97       Höchstbeitragsgrundlage jährlich für Sonderzahlungen       € 9.300,-

                                                                                        Auflösungsabgabe                                                                       € 118,-

steuerfreie zuwendungen und Freibeträge: 

steuerfreie zuwendungen an 
mitarbeiter pro Jahr:                                 

Zuschuss Kinderbetreuung  € 1.000,-

Betriebsveranstaltungen     € 365,-

Sachzuwendungen              € 186,-

Zukunftssicherung               € 300,-

Mitarbeiterbeteiligung    € 1.460,-

Amtliches kilometergeld:

PKW, Kombi:                                                               € 0,42/km                        Fahrrad: € 0,38/km

Für jede mitbeförderte Person:                                 € 0,05/km                        Taggeld Österreich: € 26,40

Motorräder:                                                                € 0,24/km                        Nächtigungsgeld: € 15,-

Verzugszinsen im geschäftsverkehr aktuell                  7,27%                        stundungszinsen Finanz                   4,38%

Anspruchs,- Aussetzungszinsen, 
Berufungszinsen Finanz                                                  1,88%                        Verzugszinsen gsVg / AsVg                 7,88%

Freibeträge für zulagen und zuschläge pro monat:

Für alle: Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen, Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge bzw. Überstundenzuschläge € 360,-

Für alle Arbeitnehmer, deren Normalarbeitszeit überwiegend in 
der Zeit von 19 Uhr bis 7 Uhr liegt, bekommen anstelle von € 360,- 
den Freibetrag von € 540,-

zusätzlich Zuschläge für max. 10 Überstunden pro Monat € 86,-

Auf einen Blick – wichtige Daten der lohnverrechnung für 2015

                            umsatzsteuer                                                                                                                                                         stadtkasse /
                              Werbeabgabe                                  zm                        L, DB, Dz                                gkk                      gemeinde

Jänner                         16. März                     27. Februar                     16. Februar                     16. Februar                     16. Februar

Februar                        15. April                         31. März                         16. März                         16. März                         16. März

märz                              15. Mai                          30. April                          15. April                          15. April                          15. April

April                              15. Juni                           29. Mai                           15. Mai                           15. Mai                           15. Mai

mai                                 15. Juli                           30. Juni                           15. Juni                           15. Juni                           15. Juni

Juni                          17. August                            31. Juli                            15. Juli                            15. Juli                            15. Juli

Juli                     15. September                      31. August                      17. August                      17. August                      17. August

August                   15. Oktober                30. September                15. September                15. September                15. September

september         16. November                    30. Oktober                    15. Oktober                    15. Oktober                    15. Oktober

oktober              15. Dezember                30. November                16. November                16. November                16. November

november                15. Jänner                 31. Dezember                 15. Dezember                 15. Dezember                 15. Dezember

Dezember               15. Februar                       29. Jänner                       15. Jänner                       15. Jänner                       15. Jänner

Quartalsweise Abgaben

uVA`s (Umsatzerlöse < € 100.000,-)              16. Februar                           15. Mai                      17. August                16. November

köst + Est                                                      16. Februar                           15. Mai                      17. August                16. November

kraftfahrzeugsteuer                                     16. Februar                           15. Mai                      17. August                16. November

gsVg-Abgaben                                              27. Februar                           29. Mai                      31. August                30. November
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VErscHÄrFtE kontroLLEn BEIm LoHn-
unD sozIALDumPInggEsEtz (LsDB-g)
Der Hauptzweck des Gesetzes ist es,
den Grundlohn lt. Kollektivvertrag ein-
zuhalten. Somit sind folgende Punkte
für den Dienstgeber wichtig, um eine
Strafe zu vermeiden:

� Korrekte Einstufung in die kollek-
tivvertragliche Verwendungsgruppe

� Beachtung der Vordienstzeiten
� Überstundenentlohnung
� Mehrstundenabgeltung
� Aufzeichnungspflicht der täglichen

Arbeitszeit

Familienangehörige und Ehegatten als
freiwillige Helfer im Betrieb:
Eine Pflichtversicherung kann nur ein-
treten, wenn ein Dienstnehmer in einem
Verhältnis persönlicher und wirtschaft-
licher Abhängigkeit gegen Entgelt be-
schäftigt wird

Wird zulässigerweise Unentgeltlichkeit
vereinbart, entsteht keine Pflichtversi-
cherung. Gerade unter Ehegatten und
Familienangehörigen werden Arbeits-
leistungen häufig im Rahmen der ehe-
lichen oder familieninternen Beistands-
pflicht erbracht. WICHTIG:

� Die Unentgeltlichkeit muss aus-
drücklich (am besten schriftlich) ver-
einbart werden. Die schriftliche
Vereinbarung kann im Falle einer
Kontrolle ein Nachweis sein, dass
mangels Vorliegens eines Versiche-
rungsverhältnisses keine Melde-
pflicht besteht

tIPP: Eine schriftliche Vereinbarung auf
unEntgELtLIcHkEIt soll im Falle einer
Prüfung durch die FInAnzPoLIzEI griff-
bereit vorliegen, so wird der  Betriebs-
ablauf bei einer kontrolle möglichst
wenig beeinträchtigt.

stEuErFrEIE VErgütungEn 
An mItArBEItEr
Steuerfrei sind (u.a.) ein Zuschuss zu
Kinderbetreuungskosten bis zu € 1.000,-
jährlich (das Kind hat zu Beginn des
Kalenderjahres das 10. Lebensjahr noch
nicht vollendet), Jobticket (die Rechnung
muss auf den Arbeitgeber lauten!), Prä-
mien für die Zukunftssicherung bis zu-
jährlich € 300,- pro Dienstnehmer, Be-
teiligungen am Unternehmen bis zu €
1.460,- pro Dienstnehmer, Weihnachts-
geschenke und andere Geschenke bis

zu € 186,- (ausgenommen Geldgeschen-
ke), Teilnahme an Betriebsveranstaltun-
gen bis zu € 365,- pro Dienstnehmer
und Jahr.

strEIcHung DEr PEnDLErPAuscHALE
Für FIrmEnAutos gErEcHtFErtIgt?
Seit 2003 wird Arbeitnehmern, denen
ein Firmenauto für Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsplatz - die als Pri-
vatfahrten gelten – zur Verfügung steht,
keine Pendlerpauschale mehr gewährt.
Ob diese Regelung dem verfassungs-
rechtlich garantierten Gleichheitsgebot
entspricht, darf bezweifelt werden.
Denn kurz gesagt: Wer ein Firmenauto
privat nutzt, bezahlt ohnehin dafür. Ein
Firmenauto ist nie gratis. Die Kosten
des Weges von und zur Arbeit fallen
für den Nutzer trotzdem an. Der Entfall
der Pendlerpauschale trifft außerdem
nicht nur Generaldirektoren, sondern
zigtausende Mitarbeiter sozialer Hilfs-
dienste sowie Außendienst-Mitarbeiter.

Interessant ist die neue Gesetzesbestim-
mung auch deshalb, weil selbst das Fi-
nanzministerium eine „Doppelförde-
rung“ durch Firmenauto und Pendler-
pauschale noch kurz vor deren Strei-
chung in einer parlamentarischen An-
fragebeantwortung in Abrede stellte.

Zitat: „Das Bestehen einer Doppelför-
derung Firmenwagen/Pendlerpauschale
kann nicht nachvollzogen werden. Da
einerseits für die Privatnutzung eines
arbeitgebereigenen Kraftfahrzeuges ein
Sachbezug versteuert ist, ist es auch
sachgerecht, bei Vorliegen der Voraus-
setzungen für den entstehenden Auf-
wand eine Pendlerpauschale zu gewäh-
ren.“

Unter Rechtsexperten wird daher be-
zweifelt, ob die Streichung der Pend-
lerpauschale einer Prüfung durch den
Verfassungsgerichtshof standhalten wür-
de. Eine sachliche Rechtfertigung für
die neue Bestimmung ist jedenfalls nicht
erkennbar.

mEHrFAcHVErsIcHErung 
gErIngFügIg
Wenn ein mehrfach geringfügig Be-
schäftigter in Summe die Geringfügig-
keitsgrenze monatlich, bzw. täglich über-
steigt, schreibt ihm die GKK im nach-
hinein folgende Pauschalbeiträge von
den Bruttobezügen vor: Angestellte
13,65%, bzw .Arbeiter 14,20%.

Weitere Infos auf
www.koller-kitzbuehel.com
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Umsatzsteuer to KNOW

Vorsteuer – Verschärfung
Bis vor einigen Monaten musste der Rech-
nungsempfänger, die auf einer Rechnung
angegebene UID des liefernden/leistenden
Unternehmers, nicht auf deren Richtigkeit
überprüfen. Wenn neben der UID auch
alle anderen erforderlichen Rechnungs-
merkmale vorhanden waren, stand der
Vorsteuerabzug aus einer ordnungsge-
mäßen Rechnung auch ohne Überprüfung
der darauf angegebenen UID des liefern-
den/leistenden Unternehmers zu.

Mit 29.11.2013 wurde diese Vereinfa-
chungsregelung durch die Finanzver-
waltung gestrichen, wodurch nun der
Rechnungsempfänger die UID des lie-
fernden/leistenden Unternehmers mit
einer sogenannten Abfrage nach Stufe
2 auf inhaltliche Richtigkeit prüfen,
somit auch die Rechnungsadresse und
den Namen vollständig abgleichen, muss.
Hat der Unternehmer dies unterlassen
und stellt sich bei einer Prüfung des Fi-
nanzamtes heraus, dass die angegebene
UID falsch ist, kann der Vorsteuerabzug
aus dieser Rechnung versagt werden.  

Unternehmer sollten daher eine laufende
und möglichst lückenlose Überprüfung
der UID´s ihrer liefernden/leistenden Un-
ternehmer nach Stufe 2 vornehmen.

tIPP: Wenn wir Ihre Buchhaltung führen,
übernehmen wir gegen gesonderte Be-
auftragung gerne auch diese Aufgabe.
Die Bestätigungen der Abfragen sind
aufbewahrungspflichtig. Jedenfalls fin-
den sie die Abfrage auf unserer Home-
page unter: service – Buchführung –
uID Abfrage

Schlussrechnung / 
Anzahlungs- 
bzw Teilrechnungen
Den formalen Voraussetzungen für den
Vorsteuerabzug einer Faktura werden
bei Prüfungen der Finanzverwaltung

große Bedeutung zugemessen. Insbe-
sondere ist vor der Beauftragung von
eventuellen Scheinfirmen zu warnen.
Die Differenzierung zwischen Anzah-
lungs-, Teil- und Schlussrechnungen stößt
auch oftmals auf Schwierigkeiten.

Bei Anzahlungsrechnungen handelt es
sich um Rechnungen über konkrete Lei-
stungen, wobei der genaue Leistungs-
zeitraum noch nicht feststeht. Es muss
jedoch der voraussichtliche zeitraum der
Lieferung bzw der zeitraum der Leistung
angegeben werden. Die Umsatzsteuer-
schuld entsteht beim Rechnungsaussteller
mit zahlungseingang (unabhängig davon,
wann oder ob überhaupt eine Rechnung
ausgestellt wird). Wird eine Anzahlungs-
rechnung ausgestellt, muss sie ausdrück-
lich als eine solche bezeichnet werden,
sonst entsteht Umsatzsteuer Kraft Rech-
nungslegung. Demgegenüber ist beim
Rechnungsempfänger die Vorsteuerab-
zugsberechtigung nur dann gegeben,
wenn eine rechnung vorliegt und die
zahlung geleistet worden ist. Auch wenn
vor der Ausführung des Umsatzes über
die gesamte Leistung abgerechnet wird,
die Gegenleistung aber in Teilbeträgen
gezahlt wird, darf nur der Steuerbetrag
abgezogen werden, der in der Voraus-
zahlung enthalten ist.

Demnach keine Vorsteuerabzugsberech-
tigung bei Rechnungserhalt, wie es zu-
lässig wäre bei einer „normalen“ Rech-
nung eines Unternehmers, der seine
Umsätze nach dem Sollprinzip abwickelt.
Voraussetzung für den Rechnungsemp-
fänger und den Vorsteuerabzug ist je-
denfalls eine ordnungsgemäße Anzah-
lungsrechnung!

Demgegenüber ist eine teilrechnung
eine Abrechnung über Leistungen, die
in Teilen erbracht werden und als ge-
trennt abgeschlossene Leistungen gelten.
Diese Rechnungen werden wie normale
Rechnungen behandelt.

Eine schlussrechnung oder auch End-
rechnung genannt, stellt eine Abrech-
nung über tatsächlich erbrachte Liefe-
rungen oder sonstige Leistungen dar.
Die Vorsteuerabzugsberechtigung ei-

nerseits und Umsatzsteuerpflicht ande-
rerseits ist wie bei „normalen“ Rech-
nungen vorzunehmen.

tIPP: In der Endrechnung müssen die
vereinnahmten teilentgelte (Anzahlun-
gen) und die darauf entfallenden steu-
erbeträge offen abgesetzt werden, sonst
schuldet der unternehmer nochmals
den gesamtbetrag  aufgrund der rech-
nung, ohne dass der Empfänger zum
Vorsteuerabzug berechtigt wäre!

MOSS – Mini-One-Stop-
Shop ab 1.1.2015
Ab 1.1.2015 ist Leistungsort für elektro-
nisch erbrachte sonstige Leistungen, te-
lekommunikations-, rundfunk- und Fern-
sehdienstleistungen, die von einem Un-
ternehmer an einen nichtunternehmer
im Gemeinschaftsgebiet erbracht wer-
den, der Empfängerort. Zu den elektro-
nisch erbrachten sonstigen Leistungen
zählen zB das Bereitstellen digitaler Pro-
dukte wie Software Updates, Websites,
Datenbanken, Musik, Bilder, Bereitstel-
lung von Texten und Informationen wie
E-Books und andere elektronische Pu-
blikationen, Abonnements von Online-
Zeitungen und Online-Zeitschriften, usw. 

Um eine Registrierung für umsatzsteu-
erliche Zwecke in jedem Mitgliedsstaat,
in dem der Unternehmer derartige Lei-
stungen erbringt, vermeiden zu können,
wurde der MOSS geschaffen. Um diesen
bereits ab 1.1.2015 nützen zu können,
muss der Antrag auf Registrierung bis
spätestens 31.12.2014 abgegeben wer-
den. Werden erst im Laufe des Jahres
2015 derartige Leistungen erbracht,
muss der Antrag auf Registrierung bis
zum 10. Tag des auf die erste Leistungs-
erbringung folgenden Monats gestellt
werden. Dieser Antrag (EU-Schema) er-
folgt elektronisch über FinanzOnline.
Die Erklärungen (egal ob mit oder ohne
Leistungen) sind jedenfalls ¼ jährlich
einzureichen, ansonsten es zu einer
Sperre für 2 Jahre kommt. Die Unterla-
gen sind 10 Jahre aufzubewahren.
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... die Eigenkapitalrentabilität aus?
Diese Kennzahl zeigt die Verzinsung
des Eigenkapitals. Die Höhe der Eigen-
kapitalrentabilität hängt stark vom Ver-
hältnis der Gesamtkapitalrentabilität
zum Fremdkapital-Zinssatz ab (Levera-
ge-Effekt).

Ein Ansteigen (Sinken) der Eigenkapi-
talrentabilität kann bedeuten:
� Sinken (Anstieg) der Fremdkapital-

verzinsung
� Verbesserung (Verschlechterung)

des Betriebsergebnisses
� Geringere (höhere) Eigenkapital-

quote
� Kombination aus zwei oder allen

drei Faktoren

... die gesamtkapitalrentabilität aus?
Die Gesamtkapitalrentabilität spiegelt
wider, mit welcher Effizienz das im Un-
ternehmen eingesetzte Gesamtkapital,

Kennzahlen: Was sagt ...
unabhängig von seiner Finanzierung,
arbeitet. Je höher der Prozentsatz, desto
günstiger.

... der Leverage-Effekt aus?
Das Verhältnis von Eigenkapitalrendite
zu Gesamtkapitalrendite wird als Leve-
rage-Effekt bezeichnet. Der Leverage-
Effekt besagt, dass zwischen Eigenkapi-
tal- und Gesamtkapitalrentabilität eine
Hebelwirkung besteht. Solange der
Fremdkapitalzinssatz niedriger ist als
die Gesamtkapitalrentabilität, steigt die
Eigenkapitalrentabilität bei Zuführung
von Fremdkapital (positiver Leverage-
Effekt). Ist hingegen die Gesamtkapi-
talrendite niedriger als der Fremdkapi-
talzinssatz, dann sinkt die Eigenkapi-
talrendite mit zunehmender Verschul-
dung (negativer Leverage-Effekt).

... die schuldtilgungsdauer in Jahren aus?
Die Schultilgungsdauer ist weltweit als

eine besonders aussagefähige Kennzahl
anerkannt. Sie sagt aus, nach wie vielen
Jahren das Unternehmen aus eigener
Kraft imstande wäre, seine Schulden zu
bezahlen. Es wird also aufgezeigt, wie
stark das Unternehmen von seinen Kre-
ditgebern abhängig ist.

Finanziell besonders gut ausgestattete
Betriebe mit einer hohen Cash-Flow-
Leistungsrate erzielen eine Schuldtil-
gungsdauer zwischen ein und drei Jah-
ren, manchmal eine noch niedrigere.

Ist die Schuldtilgungsdauer größer als
zwölf Jahre, dann ist
� eine Verstärkung der Eigenkapital-

basis und/oder
� eine Verbesserung der Ertragskraft
anzustreben. Bei einer Schultilgungs-
dauer von mehr als 30 Jahren ist rasches
handeln geboten, um die Tilgungsdauer
zu verkürzen.

iT-SichERhEiT –DiE NSA-DEBATTE AlS WiRTSchAFTSpoliTiSchE chANcE

Europäische Behörden, Unternehmen
und private Anwender sollten sich fra-
gen, welche Konsequenzen sie aus den
Erkenntnissen der NSA-Debatte ziehen.
Ob nämlich der Zugriff auf Daten ziel-
führend und welcher rechtliche Rahmen
dabei einzuhalten ist, bestimmen bei
zahlreichen marktdominierenden Ap-
plikationen US-Institutionen. Verborgen
bleibt, in welchen Verwendungskontext
die erhobenen Daten geraten. Europa
sollte sich auf eigene technologische
Stärken besinnen. Dies ist nicht nur eine
Frage politischer Souveränität, sondern
Anlass für konkrete nationale Mittel-
standsförderung.

Neben krimineller Motivation finden in
wachsender Zahl Angriffe durch Nach-
richtendienste statt. Während große
Unternehmen entsprechende Daten-
schutzbeauftragte und Systemadmini-
stratoren vorhalten müssen, die zum
Teil in engem Kontakt mit den IT-An-
bietern stehen, sieht die Wirklichkeit
bei kleinen und mittleren Unterneh-
men,  was das Thema Datensicherheit
angeht, anders aus: 

Die Bedrohungslage ist für Gewerbetrei-
bende und KMUs im Grunde die gleiche.
IT-gestützte Geschäftsprozesse haben

längst Einzug in den Alltag auch kleinerer
und mittlerer Unternehmen gehalten.
Ohne E-Mail läuft heute nichts mehr. IT-
Nutzung sollte mit einem angepassten
IT-Sicherheitsniveau einhergehen, denn
es bildet die Grundlage für Vertrauen in
elektronische Geschäftsprozesse. 

AucH Für kmu
Rund jedes fünfte von 405 im Rahmen
einer kürzlichen Untersuchung befragte
Unternehmen hat keine umfassenden
Maßnahmen zum Schutz seiner Daten
ausgearbeitet. Nur ein Drittel der Un-
ternehmen hat in jüngster Zeit die eigene
Sicherheitsstrategie hinterfragt. Rund
jedes zweite Unternehmen plant aller-
dings höhere Investitionen in die Infor-
mationssicherheit. Jedes fünfte Unter-
nehmen war schon mindestens einmal
Ziel einer Cyber-Attacke. Mehr als die
Hälfte der Betroffenen konnte jedoch
nicht genau angeben, welche Bereiche
und Daten angegriffen wurden. In gut
jedem dritten geschädigten Betrieb be-
liefen sich die Verluste auf bis zu 100.000
Euro, noch höhere Schäden identifizier-
ten 3 % der Befragten. 

mItArBEItEr sEnsIBILIsIErEn
Die Sensibilisierung der Mitarbeiter ist
neben technischen Maßnahmen der

Schlüssel für IT-Sicherheit im Unterneh-
men. Experten raten, in einem ersten
Schritt die schutzbedürftigen Daten wie
z.B. Personaldaten, Angebote, Rechnun-
gen oder aber wichtige technische Daten
zu sichern und festzulegen, wer darauf
Zugriff haben darf. Man sollte darauf
achten, dass die Daten nur demjenigen
Mitarbeiter zugänglich sind, der sie auch
wirklich benötigt. 

Doch die Zugriffsrechte allein reichen
nicht aus. Regeln für den sicheren Um-
gang mit Daten sollten dokumentiert
und geübt werden. Es ist immer noch
nicht selbstverständlich, dass man nicht
auf jeden Link klickt oder Passwörter
nicht unter die Schreibtischunterlage
klebt. Mitarbeitern müssen die Konse-
quenzen ihres Umgangs mit Passwörtern,
E-Mails oder Smartphones praxisnah
aufgezeigt werden. Zweckmäßig ist auch
die Aufnahme von Verhaltensmaßgaben
als Anlage in den Arbeitsvertrag.

Dr. Holger Mühlbauer
Geschäftsführer
TeleTrusT – Bundesverband 
IT-Sicherheit e.V.
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rückzIEHEr BEI 
gmBH-mInDEststAmmkAPItAL
Erst mit Juli 2013 war es möglich gewor-
den, eine österreichische GmbH („GmbH-
light“) mit einem Mindeststammkapital
von nur 10.000 € zu gründen. Damit zu-
sammenhängend wurde die Mindestkör-
perschaftsteuer auf  500 € pro Jahr gesenkt
und auch Kapitalherabsetzungen (zumeist
von 35.000 € auf 10.000 €) möglich ge-
macht.

Mit 1. März 2014 wurde das Mindest-
stammkapital wieder auf den alten Betrag
von 35.000 € erhöht, ebenso die Min-
dest-KöSt auf 1.750 € pro Jahr.

Für gründungsprivilegierte GmbHs ist es
für die Anfangsphase von maximal 10
Jahren der unternehmerischen Tätigkeit
möglich, eine Bareinlage von 5.000 € an-
statt von sonst regelmäßig 17.500 € zu
leisten. 

Für die ersten fünf Jahre ist eine reduzierte
Mindest-KöSt von jeweils 125 € pro Quar-
tal (500 € pa) vorgesehen, für die weiteren
5 Jahre beträgt die Mindest-KöSt jeweils
250 € pro Quartal (1.000 € pa).

Gründungsprivilegierte GmbHs müssen
nach spätestens 10 Jahren die gesetzlichen
Mindesteinlagen erreicht haben, weshalb
sie jeweils ein Viertel ihres Jahresgewinns
als Gründungsrücklage dotieren müssen.
Wird die Mindesteinzahlung von 17.500
€ vor Ablauf der 10jährigen Gründungs-

GMBh’S, AG’S UND
SoNSTiGE köRpERSchAFTEN

phase erreicht, kann die Rücklage auf-
gelöst werden – im gegenteiligen Fall ist
das nicht möglich.

Korrespondierend zur Gründungsrücklage
ist daher ein Viertel des jährlichen Bi-
lanzgewinns in eine „Kapitalaufstockungs-
rücklage“ einzustellen, um das erforder-
liche Kapital von oftmals 12.500 € an-
sammeln zu können.

sozIALVErsIcHErugnsPFLIcHt Für
gEWInn-AusscHüttungEn
Die SVA der gewerblichen Wirtschaft
Oberösterreich (SVA OÖ) schickt ein
Schreiben an geschäftsführende Gesell-
schafter von GmbHs, wonach neben ih-
ren Einkünften als Geschäftsführer (Ge-
schäftsführerbezüge) auch jene als Ge-
sellschafter (Gewinnausschüttungen) für
die Beiträge nach dem GSVG heranzu-
ziehen sind.

Für den Fall, dass keine Gewinnaus-
schüttung stattgefunden hat, fordert
die SVA OÖ eine Bestätigung des Steu-
erberaters bzw des Finanzamtes an.

Werden die Dokumente nicht vorgelegt,
schreibt die SVA OÖ die Beiträge auf
Basis der Höchstbeitragsgrundlage vor,
berücksichtigt sie allerdings nicht für
die Pensionsberechnung – eine nach-
trägliche Auskunft löst aber immerhin
eine Berichtigung aus.

Der Fachsenat für Arbeits- und Sozial-
recht hat festgestellt, dass diese „rusti-
kale“ Vorgangsweise der SVA OÖ ge-
setzeskonform ist.

Wir gehen also davon aus, dass über
kurz oder lang die anderen Länder-
SVAs ebenso vorgehen werden.

HAFtung EInEs gEscHÄFtsFüHrErs
Der Geschäftsführer einer GmbH haftet
für nicht entrichtete Abgaben, wenn

bei nicht ausreichend vorhandenen Mit-
teln zwar Wareneinkäufe und andere
geschäftliche Kosten zur Gänze bezahlt
wurden, Abgabenschulden jedoch nur
teilweise (Grundsatz der Gläubigergleich-
behandlung).

WEr Ist WIrtscHAFtLIcHEr 
EIgEntümEr EInEr stIFtung?
Einer Privatstiftung wird vom Stifter

Vermögen gewidmet, damit diese einen
vom Stifter bestimmten Zweck erfüllt.
Da eine Privatstiftung – im Gegensatz
etwa zu einer GmbH – keine Eigentümer
hat, gehört das gewidmete Vermögen
in der Regel nicht mehr dem Stifter,
sondern der Stiftung. Bei der Gründung
bestellt der Stifter einen Stiftungsvor-
stand, welcher die „Geschäftsführung“
und die Erfüllung des Stiftungszwecks
übernimmt. Die Privatstiftung ist ein
vom Stifter unabhängiges Steuersubjekt,
welches der Körperschaftsteuer unter-
liegt. Auch die Finanzverwaltung hat
diese Trennung von Stiftung und Stifter
prinzipiell anzuerkennen und somit Vor-
und Nachteile auch der Stiftung zuzu-
rechnen und umgekehrt. In Extremfällen,
wenn nämlich der Stifter und nicht der
Stiftungsvorstand die wirtschaftlichen
Geschicke der Stiftung de facto wie ein
Eigentümer weiterhin leitet, erkennt
die Finanzverwaltung die Stiftung jedoch
nicht an und rechnet steuerlich das Ver-
mögen weiterhin dem Stifter zu.

mItgLIEDsBEItrÄgE An VErEInE
Mitgliedsbeiträge an Körperschaften,
wie zB an Vereine, sind Zuwendungen
der Mitglieder, die der Abdeckung des
laufenden Aufwands der Körperschaft
dienen. Bei derartigen Beiträgen muss
zwischen echten und unechten Mit-
gliedsbeiträgen unterschieden werden.

Echte Mitgliedsbeiträge müssen entrich-
tet werden, unabhängig davon, ob das
Mitglied eine Gegenleistung dafür in
Anspruch nehmen kann. Echten Mit-
gliedsbeiträgen steht keine konkrete
Gegenleistung der Körperschaft gegen-
über.

Beispiel: Ein Verein mietet einen Veran-
staltungssaal oder errichtet und unterhält
einen solchen. Die Vereinsmitglieder lei-
sten dafür an den Verein einen freiwil-
ligen Beitrag zur Kostenabdeckung beim
Verein.

Unechte Mitgliedsbeiträge liegen vor,
wenn dem Beitrag eine konkrete Ge-
genleistung der Körperschaft bzw des
Vereins gegenübersteht. Derartige un-
echte Beiträge liegen tendenziell bei
Körperschaften vor, die die wirtschaftli-
chen Belange ihrer Mitglieder fördern.
(widerlegbare Vermutung)
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1. gEWInnFrEIBEtrAg BEI EInzELuntErnEHmEn unD 
BEtrIEBLIcHEn mItuntErnEHmErscHAFtEn 
Wird nicht investiert, so steht dem Steuerpflichtigen jedenfalls
der Grundfreibetrag in Höhe von 13% des Gewinns, höchstens
aber bis zu einem Gewinn in Höhe von € 30.000,- zu. (max.
GFB € 3.900,-) Übersteigt der Gewinn € 30.000,- kommt ein
investitionsbedingter Gewinnfreibetrag hinzu. 

Dieser ist gestaffelt und beträgt in den Jahren 2013 bis 2016
für Gewinne bis € 175.000,- 13,- %
für die nächsten € 175.000,- Gewinn 7,- %
und für die nächsten € 230.000,- Gewinn 4,5 % 
Insgesamt also höchstens € 45.350,-.

Anerkannt werden Investitionen in neue, körperliche Wirt-
schaftsgüter mit einer Nutzungsdauer von vier Jahren. AcHtung:
für die begünstigten Wertpapieren gelten ab 2014 nur mehr
Wohnbauanleihen.

2. gEWInnVErLAgErung BEI 
EInnAHmEn-AusgABEn rEcHnErn
Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern oder Ver-
mietungen und Verpachtungen gilt grund-
sätzlich das Zufluss-Abfluss-Prinzip. Daher
kann man durch Zahlungen bzw. Verschie-
bungen von Einnahmen den Gewinn 2014
noch steuern. Für regelmäßig wiederkehrende
Einnahmen und Ausgaben (z.B. Löhne, Mieten,
Versicherungsprämien, Zinsen) gilt aber die
fünfzehntägige Zurechnungsfrist; Diesbezüg-
liche Zahlungen bis 15.1.2015, können noch
im Jahr 2014 zum Ansatz gebracht werden.

3. mEHrFAcHVErsIcHErung 
Sind Sie aufgrund mehrerer Dienstverhält-
nisse oder auch durch die Kombination von
Selbständigkeit und Dienstverhältnis mehr-
fach pflichtversichert und übersteigt die Summe Ihrer Ein-
kommen die SV-Höchstbeitragsgrundlage, das sind im Jahr
2014 € 63.420,--, können Sie bis zum Ende des dritten Folge-
jahres einen Antrag auf anteilige Beitragsrückerstattung
stellen. Bis zum Jahresende 2014 können Sie noch einen
Antrag für das Jahr 2011 stellen. Die Rückerstattung ist mit
einem Prozentsatz von 11,4 des Überschreitungsbetrages be-
grenzt. Der Betrag den Sie retour bekommen ist dann aber
wieder lohn- bzw. einkommensteuerpflichtig.

4. nEgAtIVstEuEr – LoHnstEuErAusgLEIcH mAcHEn LAssEn!
Selbst wenn man keine Lohnsteuer bezahlt hat, weil das Jahres-
einkommen unter €  12.000,- lag (rund 1.190,- brutto monatlich)
lohnt sich die ArbeitnehmerInnenveranlagung. Man erhält bis
zu 10% der bezahlten Sozialversicherungsbeiträge (maximal  €
110,- ) als sogenannte Negativsteuer vom Finanzamt zurück.
Hat man außerdem noch Anspruch auf das Pendlerpauschale,
kann sich die Negativsteuer auf bis zu € 400,- erhöhen.

5. sPEnDEn Aus DEm BEtrIEBsVErmögEn
Spenden können bis zu 10% des Gewinns des laufenden Wirt-
schaftsjahres geltend gemacht werden.Soferne der Spenden-
empfänger in den offiziellen Listen des BMF eingetragen ist.
Wenn im nächsten Jahr höhere Gewinne erwartet werden, ist
es  günstiger eine Spende auf Anfang 2015 zu verschieben.

10 NüTZlichE STEUERTippS FüR DAS AlTE JAhR:

6. stEuErFrEIEr WErksVErkEHr „JoBtIckEt“
Zur Förderung der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
können seit 2013 die Kosten für ein öffentliches Verkehrsmittel
auch dann steuerfrei vom Dienstgeber übernommen werden,
wenn kein Anspruch auf das Pendlerpauschale besteht. Wird
das Jobticket allerdings anstatt des bisher bezahlten Arbeits-
lohns zur Verfügung gestellt gilt die Begünstigung nicht.
AcHtung: Ein reiner Kostenersatz des Arbeitgebers stellt
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Die Rechnung muss auf
den Arbeitgeber lauten und muss den Namen des Dienstneh-
mers enthalten.

7. stEuErstunDung DurcH gEWInnVErLAgErung 
BEI BILAnzIErErn 
Eine Gewinnverschiebung in das Folgejahr bringt immerhin
einen Zinsgewinn durch Steuerstundung. Im Jahresabschluss
sind unfertige Erzeugnisse, Fertigerzeugnisse und noch nicht

abrechenbare Leistungen (halbfertige Arbeiten) grundsätzlich
nur mit den bisher angefallenen Kosten zu aktivieren. Die
Gewinnspanne wird erst mit der Auslieferung der Erzeugnisse
bzw. mit der Fertigstellung der Arbeit realisiert.

8. VErAnLAgungsFrEIBEtrAg
Steuerzahler, die ausschließlich Einkünfte aus unselbständiger
Tätigkeit beziehen, können pro Jahr bis zu € 730,- außerhalb
des Dienstverhältnisses dazuverdienen, ohne dies in ihrer
Steuererklärung anführen zu müssen. Nutzen Sie als Unter-
nehmer die Möglichkeit, die Werksvertragsleistungen heuer
noch zu begleichen, ohne dass der Empfänger Steuer zahlt! 

9. WErBungskostEn 
Um Werbungskosten geltend zu machen, müssen diese auch
im selben Jahr bezahlt worden sein. Darunter fallen z. B.
Fortbildungskosten für Kurse und Seminare, Fachliteratur, Ar-
beitsmittel, beruflich veranlasste – vom Arbeitgeber nicht
rückerstattete – Reise-, Telefon- oder Internetkosten. Aber
auch Mitgliedsbeiträge an Interessenvertretungen. 

10. gWg´s ≤ 400
Arbeitsmittel und Investitionen unter 400 € können als So-
fortaufwand geltend gemacht werden.
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ku@koller-kitzbuehel.com

Kanzleileiter

Steuersachbearbeiter

T (0)5356.6996.27

sa@koller-kitzbuehel.com

Steuersachbearbeiter

T (0)5356.6996.36

js@koller-kitzbuehel.com

Honorarverrechnung

Buchhaltung

T (0)5356.6996.17

kek@koller-kitzbuehel.com

Leiter

Lohnverrechnung

T (0)5356.6996.39

sj@koller-kitzbuehel.com
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Impressum 

Verantwortlicher Herausgeber:
Kitzbüheler Wirtschaftstreu hand ge sell schaft, 
Dkfm. Dr. Karl Koller KG

Fotonachweis: WTH 

Druck: Ritzerdruck Kitzbühel 

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen und uns weiter-
hin viel Freude im Rahmen einer guten Zusammen-
arbeit, wunderschöne Weihnachtsfeiertage und ein
gutes neues Jahr 2015.

„Die Zeit verlängert 
sich für alle, die sie zu 

nutzen verstehen.“
Leonardo da Vinci


